
könnte, daß gegen das Urteil Berufung eingelegt 
werde (§ 518 ZPO a. F.). Erst die Berufungsbegrün­
dung müßte die Berufungsanträge enthalten. Ob 
sie darüber hinaus ein weiteres Vorbringen ent­
halten muß, etwa die Angaben der neuen Tat­
sachen, Beweismittel und Beweiseinreden, welche 
die Partei geltend zu machen beabsichtigt (§ 519 
Abs. 3 ZPO a. F.), oder überdies die bestimmte Be­
zeichnung der im einzelnen anzuführenden Gründe 
der Anfechtung (§ 518 Abs. 2 Ziff. 3 ZPO a. F.), 
bleibt zweifelhaft. Die Zweifel bestehen deshalb, 
weil ja § 519 ZPO in der neuen Fassung der Zivil­
prozeßordnung überhaupt weggefallen ist, § 518 
ZPO a. F. aber eben keine besondere Berufungs­
begründung mehr zuläßt.

2. Man kann aber auch den Standpunkt vertreten, 
daß § 518 ZPO n. F. die besondere Berufungs­
begründung auch im landesarbeitsgerichtlichen 
Verfahren beseitigt hat. Dieser Gedanke läßt sich 
zwanglos aus der grundsätzlichen Anordnung des 
§ 64 Abs. 2 ArbGG ableiten, daß für das Verfahren 
vor den Landesarbeitsgerichten die Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung über die Berufung ent­
sprechend anzuwenden seien, soweit das Arbeits­
gerichtsgesetz nichts anderes bestimme. Die Ver­
treter der unter 1. dargelegten These werden 
gerade in dieser Bestimmung die Bestätigung ihrer 
Ansicht erblicken. Tatsächlich scheint der Wort­
laut des § 66 Abs. 1, der in der durch Art. X des 
KRG Nr. 21 wiederhergestellten Fassung zwischen 
Berufungsfrist und Berufungsbegründungsfrist 
unterscheidet, dieser Anschauung Recht zu geben. 
Es darf dabei nicht übersehen werden, daß die Be­
stimmung des § 66 Abs. 1 nicht für sich allein be­
trachtet werden darf, sondern eben nur im Zu­
sammenhang mit § 64 Abs. 2, von dessen Regel sie 
insofern eine Abweichung festlegte, als sie die 
je einen Monat betragenden Fristen zur Einlegung 
bzw. Begründung der Berufung auf je zwei 
Wochen verkürzte. § 66 Abs. 1 ArbGG ging also 
von der in der Zivilprozeßordnung geltenden 
Trennung von Berufung und Berufungsbegrün­
dung aus und wollte das Verfahren durch Frist­
verkürzung beschleunigen. Daher können keine 
Bedenken dagegen bestehen, vom Grundsatz der 
Geltung der ZPO auch im arbeitsgerichtlichen Ver­
fahren ausgehend, die Zivilprozeßordnung in ihrer 
j e w e i l s  geltenden Fassung als maßgebend an­
zusehen. Kennt aber die geltende Fassung der 
Zivilprozeßordnung keine besondere Berufungs­
begründung, dann ist, auch ohne daß es einer aus­
drücklichen gesetzlichen Änderung bedürfte, § 66 
Abs. 1 ArbGG, der nur die F r i s t  zu ihrer Über­
reichung straffer regelte, insoweit als überholt und 
unanwendbar anzusehen. Wer das leugnet, müßte 
konsequenterweise im arbeitsgerichtlichen Ver­
fahren die g a n z e  Zivilprozeßordnung in der Fas­
sung vom 23. Dezember 1926 anwenden und alle 
seither erlassenen Änderungen unberücksichtigt 
lassen, was z. B. dazu führen müßte, daß die Be­
stimmungen über Eideszuschiebung und Eides­
zurückschiebung usw. (§§ 445 ff. ZPO a. F.) noch 
anzuwenden wären. Auch der Hinweis des Art. X 
des KRG Nr. 21 auf die ursprüngliche Fassung des 
ArbGG kann daran nichts ändern. Nicht die Be­
stimmungen der auch im arbeitsgerichtlichen Ver­
fahren anzuwendenden Zivilprozeßordnung hielt 
der Kontrollrat für nazistisch — sonst hätte er 
sie für unanwendbar erklärt — sondern die Be­
stimmungen, die das Gesicht des Arbeitsgerichts­
gesetzes in der Nazizeit verändert hatten. Hier ist 
z. B. an § 11 in der Fassung des Gesetzes vom
20. März 1935 oder die §§ 50, 63, 71, 91, 92 
in der Fassung des Gesetzes vom 10. April 
1934 zu denken, welche die Vorherrschaft 
der nazistischen „Deutschen Arbeitsfront“ und der 
von ihr geförderten Rechtsanwälte sichern sollten.

III
Es ist die Meinung vertreten worden, eine Frist von 

nur zwei Wochen sei zur Überreichung einer hinreichend 
begründeten Berufung zu kurz; und man könne zwar 
in der M o n a t s f r i s t  des § 516 ZPO n. F. eine hin­
reichende Berufungsbegründung beibringen, in vielen

Fällen aber nicht in zwei Wochen. So meint Baumbach, 
daß die Vorschrift des § 518 ZPO n. F., nach der die Be­
rufungsbegründung in die Berufungsschrift aufzuneh­
men ist, nicht wörtlich genommen werden müsse. In der 
17. Auflage seines Kommentars sagt er hierzu in Anm.
1 C zu §518: •

„Man kann das verständigerweise nicht so aus­
legen, daß alles einheitlich zusammengefaßt sein 
müßte; vielmehr muß es genügen, wenn der Be­
rufungskläger die Begründung in einem besonderen 
Schriftsatz in der B e r u f u n g s f r i s t  nach­
reicht oder auch unter mehrere fristmäßig einge­
reichte Schriftsätze verteilt.“

Diese Ansicht wird der Absicht des Gesetzgebers kaum 
gerecht. Der Zweck der Bestimmung des § 518 ZPO n. F. 
ist vor allem, den Berufungskläger zu zwingen, nicht 
früher Berufung einzulegen, bevor er sich über ihre 
Gründe klar geworden ist. Besteht diese Klarheit, dann 
ist nicht einzusehen, warum man § 518 einschränkend 
auslegen sollte. Folgt man der Auffassung Baumbachs, 
dann kommt man zu dem weiteren Schlüsse, daß eine 
vor ordnungsgemäßer Urteilszustellung eingelegte Be­
rufung so lange durch weitere Schriftsätze ergänzend 
begründet werden kann, bis das Urteil ordnungsgemäß 
zugestellt und im Anschluß daran im Verfahren vor 
den ordentlichen Gerichten die Monatsfrist des § 516 
ZPO, bei den Landesarbeitsgerichten die Zweiwochen­
frist des § 66 ArbGG abgelaufen ist. Das führt aber, um 
einen Baumbachschen Ausdruck (bei § 233 ZPO Anm.
2 C) zu gebrauchen, zur „Knochenerweichung“ und ver­
hindert die Entfaltung des gesetzgeberischen Gedan­
kens, daß der Berufungskläger innerhalb der Berufungs­
frist sagen soll, was er zu sagen hat. Wie aber, wenn der 
Berufungskläger noch Ermittlungen — etwa nach Zeu­
gen — anstellen muß und sie nicht innerhalb dieser 
Frist erfolgreich beenden kann? Dann wird das Be­
rufungsgericht nach pflichtgemäßem Ermessen gemäß 
§ 529 ZPO n. F. das hinsichtlich seiner Verspätung ge­
rechtfertigte Vorbringen selbstverständlich zu beachten 
haben, gleichgültig, ob man § 67 ArbGG als durch § 4 
der 4. VereinfVO als aufgehoben oder als weitergeltend 
ansehen will.

IV
Wenn man sich schon einmal mit diesen Fragen aus­

einandersetzt, ist es vielleicht nicht abwegig, aufzu­
zeigen, daß die Vorschrift des § 518 Abs. 2 Ziff. 3 ZPO
n. F. über die Notwendigkeit der Berufungsbegründung 
vom Gesetzgeber nicht konsequent durchgeführt, zu­
mindest jedoch in Theorie und Praxis stark verwässert 
wird. Das ergibt sich aus der Praxis der Anwendung 
des § 537 ZPO, der folgenden Wortlaut hat:

„Gegenstand der Verhandlung und Entscheidung 
des Berufungsgerichts sind alle einen zuerkannten 
oder aberkannten Anspruch betreffenden Streit­
punkte, über welche in Gemäßheit der Anträge eine 
Verhandlung und Entscheidung erforderlich ist, 
selbst wenn über diese Streitpunkte in erster In­
stanz nicht verhandelt und entschieden ist.“

Unter „Streitpunkten“ versteht die herrschende Lehre 
und Rechtsprechung nicht nur die selbständigen An­
griffs- und Verteidigungsmittel, sondern das gesamte 
tatsächliche Vorbringen (auch den Beweisantritt und 
die Erklärungen über Tatsachen und Beweismittel), das 
zur Begründung oder Zurückweisung der Berufungs­
anträge dient, einschließlich derjenigen Punkte, die in 
der ersten Instanz den Gegenstand eines prozessualen 
Zwischenstreits gebildet haben. Es bedürfe dabei weder 
der ausdrücklichen Anfechtung einer früheren Entschei­
dung (§ 512 ZPO), noch einer Anschließung zur Berück­
sichtigung der eventuellen Klagegründe oder Klagean­
träge; endlich werde auch eine Tatsache nicht etwa da­
durch, daß sie von der daran interessierten Partei nicht 
zum Gegenstand einer Rüge gemacht wird, als „rechts­
kräftig“ der Prüfung des Berufungsgerichts entzogen 
(Jonas, § 537 ZPO, Anm. I, 2; Baumbach § 537 ZPO. Anm. 
1 D). Hier verwickelt sich die herrschende Lehre und 
Rechtsprechung zu § 537 ZPO mit jener zu § 518 ZPO 
bzw. zum früheren § 519 ZPO in einen nicht zu lösenden 
Widerspruch. Hinsichtlich des Inhalts der Berufungs­
begründung wird nämlich der Standpunkt vertreten, 
daß eine allgemeine Angabe der Richtpunkte, auf die 
hin die Anfechtung des Urteils erfolgt, nicht genüge, 
daß der Berufungskläger tatsächliche Feststellungen, 
die er beanstanden will, zu bezeichnen und den Giund, 
weshalb er sie für fehlerhaft halte, im einzelnen anzu-
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